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Die duale Berufsbildung ist besser als ihr Ruf: eine übereilte
Akademisierung schwächt den Standort Schweiz
Abstract
Zur Steigerung der Schweizer Arbeitsproduktivität wird oft die Erhöhung der Studierendenzahl
gefordert. Für die Autorin des folgenden Beitrags führt eine übereilte Akademisierung in die falsche
Richtung. Anzustreben seien vorerst eine Differenzierung der Hochschullandschaft und die
Sicherstellung der Schweizer Berufsbildung. Für die Effizienz der dualen Berufsbildung spricht etwa,
dass die betrieblichen Kosten durch zahlreiche Vorteile, wie die Reduktion der Rekrutierungskosten,
aufgewogen werden.
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Die duale Berufsbildung ist besser als ihr Ruf
Eine übereilte Akademisierung schwächt den Standort Schweiz
Von Uschi Backes-Gellner
Zur Steigerung der Schweizer Arbeitsproduktivität wird oft die Erhöhung der Studie-
rendenzahl gefordert. Für die Autorin des folgenden Beitrags führt eine übereilte Aka-
demisierung in die falsche Richtung. Anzustreben seien vorerst eine Differenzierung der
Hochschullandschaft und die Sicherstellung der Schweizer Berufsbildung. Für die Effi-
zienz der dualen Berufsbildung spricht etwa, dass die betrieblichen Kosten durch zahl-
reiche Vorteile, wie die Reduktion der Rekrutierungskosten, aufgewogen werden. (Red.)
Gut qualifizierte Arbeitskräfte stellen eine
wesentliche Determinante der Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen und Volkswirtschaften dar.
Entsprechend kommt dem Berufsausbildungs-
system eines Landes eine zentrale Rolle im Stand-
ortwettbewerb zu. Hochkonjunktur haben vor
diesem Hintergrund internationale Vergleiche der
Schul- und Berufsausbildungssysteme. Die PISA-
Studie bescheinigt den Schweizer Schülern
schlechte oder allenfalls durchschnittliche Leis-
tungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und
Naturwissenschaften. Und die OECD-Studie
«Education at a Glance» lässt die Schweiz als
Entwicklungsland erscheinen, was den Anteil der
Studierenden anbelangt. In der Schweiz studieren
rund 10% eines Jahrgangs, in Deutschland sind es
dagegen 19%. Selbst der deutsche Wert liegt aber
noch deutlich unter dem Durchschnitt vergleich-
barer Industrienationen. Im Vereinigten König-
reich drängen 37,5% eines Jahrgangs an die Uni-
versitäten. Um mit den Briten gleichzuziehen,
müsste die Zahl der Studierenden in Deutschland
ungefähr verdoppelt werden. Was läge da für
einen Bildungspolitiker näher, als eine Erhöhung
der Studierendenzahlen zu fordern?
Differenzierung des Hochschulwesens
Braucht es in der Schweiz tatsächlich mehr Stu-
dierende, um im internationalen Wettbewerb be-
stehen zu können? Ja und nein. Mehr Spitzenaus-
bildung und -forschung wären vorteilhaft – in die-
sem Bereich gibt es in der Tat einiges aufzuholen,
wie zahlreiche Indikatoren belegen. Aber eine Er-
höhung der Studierendenzahlen zu verordnen,
nur um in der internationalen Statistik aufzu-
holen, zielt am Kern des Problems vorbei. Wich-
tig für die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men ist nämlich nicht, ob junge Leute über ein
akademisches Zertifikat verfügen. Entscheidend
ist vielmehr, dass die Arbeitskräfte anspruchsvolle
Berufsqualifikationen besitzen und sie diese flexi-
bel in den Unternehmen einsetzen können. Fer-
ner müssen diese Qualifikationen transparent aus-
gewiesen werden, damit der Arbeitsmarkt Ange-
bot und Nachfrage optimal koordinieren kann.
Qualifikationen können aber auf viele Arten er-
worben werden. In der Schweiz gibt es ein sehr
gut funktionierendes duales Berufsausbildungs-
system. Dual steht dabei für die Zusammenarbeit
zwischen Berufsschule und Lehrbetrieb. Mit der
dualen Ausbildung wird rund die Hälfte eines
Jahrgangs beruflich qualifiziert. Die bildungspoli-
tisch so verlockende Erhöhung der Studierenden-
zahl ist vor diesem Hintergrund das falsche
Rezept. Man handelt sich damit genau diejenigen
Probleme ein, die Länder mit einer hohen Akade-
mikerquote zu beseitigen versuchen. Und man
schwächt dadurch die duale Berufsausbildung, die
sich im internationalen Wettbewerb als nachhalti-
ger Standortvorteil erwiesen hat. Auch die Ausbil-
dung an den Universitäten wird leiden, wenn sich
im bestehenden schweizerischen Hochschulwesen
die Zahl der Studierenden verdoppelt oder gar
verdreifacht. Denn je grösser die Zahl der Stu-
dienanfänger, desto stärker müssen die Anforde-
rungen an ein Hochschulstudium herunter-
geschraubt werden. Andernfalls droht eine gewal-
tige Erhöhung der Anzahl Studienabbrecher.
Überfüllte Hochschulen sind der Spitzenausbil-
dung und -forschung abträglich. Da hilft auch die
Einführung eines Zwischenabschlusses nichts, zu
dem der Bachelor-Titel zu verkommen droht,
wenn den Hochschulen nicht die Möglichkeit zur
strengen Selektion für die Zulassung zur Master-
Stufe eingeräumt wird. Ohne eine strikte Auslese
ist es für jeden Einzelnen rational, nach dem
Bachelor noch einen Master-Abschluss zu erwer-
ben. Für dieses Szenario spricht die Erfahrung
mit Kurzstudiengängen an deutschen Gesamt-
hochschulen. Wenn nahezu alle Studierenden
einen Master-Studiengang absolvieren, werden
bei gleich bleibenden Ressourcen die Universitä-
ten einfach nur voller. Die durchschnittliche Stu-
diendauer nimmt zu, da nun jeder zwei Examen
zu bestehen hat. Das primäre Ziel sollte demnach
nicht die Ausweitung der Akademikerquote sein,
sondern eine Differenzierung des Hochschul-
systems. In England ist die Differenzierung
selbstverständlich und wird mit der neusten
Schrift des Erziehungsministeriums, «The Future
of Higher Education», unterstrichen.
Motivationsschub dank Studiengebühren
Das Papier enthält zwar einerseits das Ziel, die
Studierendenzahl zu erhöhen, was angesichts des
maroden Berufsausbildungssystems in England
auch sinnvoll ist. Gleichzeitig betont der Bericht
aber, dass man bei der Strukturierung des Hoch-
schulsystems nicht den europäischen, sondern
den amerikanischen Weg einschlagen will. Er um-
fasst eine Differenzierung der Hochschulen und
die Einführung von abgestuften Studiengebühren,
die bis zu 3000 £ pro Jahr und Kurs betragen
können. Differenzierte Gebühren sollen den Qua-
litätsdifferenzen und den unterschiedlichen Res-
sourcenanforderungen alternativer Ausbildungs-
gänge Rechnung tragen. Damit kommt ihnen eine
Lenkungsfunktion zu. Sie spornen die Studieren-
den dazu an, sich genauer über die Studieninhalte
zu informieren und die für sie passenden Univer-
sitäten ausfindig zu machen. Sie regen gleichzeitig
die Universitäten dazu an, sich je eigenständig im
Markt zu positionieren. Dieser Vorgang führt zu
einer stärkeren Homogenität der Studierenden
innerhalb einer Hochschule, da jeweils Personen
angezogen werden, die sich durch ähnliche Nei-
gungen und Fähigkeiten auszeichnen.
Wer diese Selbstselektion vorschnell als soziale
Auslese abtut, verschliesst die Augen vor den bri-
tischen Erfahrungen vor der Einführung abgestuf-
ter Studiengebühren. Die Erhöhung der Studie-
rendenzahl führte nur zu einer grösseren Hetero-
genität im Qualifikationsprofil. Die stärkere
Durchmischung innerhalb einer Institution er-
höhte aber systematisch die Zahl der Studien-
abbrecher, und zwar besonders am unteren Rand
des Leistungsspektrums. Eine stärkere Differen-
zierung des Hochschulwesens und damit die Bil-
dung von homogeneren Gruppen ist also zwin-
gend notwendig, wenn die Öffnung der Universi-
täten den Studierenden zum Vorteil gereichen
soll. Der Gefahr, dass wegen höherer und stärker
differenzierter Studiengebühren Maturanden aus
sozial benachteiligten Schichten eher aus dem
System herausfallen bzw. dass sie nicht die ihnen
angemessenen Studienorte wählen, kann durch
die Gewährung finanzieller Unterstützung begeg-
net werden. Zusätzlich lassen sich finanzielle An-
reize für die Hochschulen setzen. In England bei-
spielsweise wird die Genehmigung einer über-
durchschnittlichen Studiengebühr an die Zulas-
sung einer bestimmten Zahl sozial benachteiligter
Studierender gekoppelt.
Das Kind nicht mit dem Bade ausschütten
Die undifferenzierte Forderung nach mehr Stu-
dierenden muss noch aus anderer Warte skeptisch
beurteilt werden. Wenn am Ende viele Hochschu-
len unterhalten werden, die lediglich die duale
Ausbildung ersetzen, dann hat man definitiv das
Kind mit dem Bade ausgeschüttet. Mit der dualen
Berufsausbildung besitzt die Schweiz bereits ein
System, das grosse Anteile einer Alterskohorte
mit wettbewerbsfähigen Qualifikationen ausstattet
und gleichzeitig das Gros der Unternehmen in die
Ausbildung einbindet. Die Schweiz sollte nicht
auf Lösungen von Ländern vertrauen, die ihre
Berufsausbildung an Hochschulen anbieten (müs-
sen). Trotz diesen Bemühungen verlieren diese
Staaten nämlich eine grosse Zahl von Jugend-
lichen auf dem Weg zu einer beruflichen Qualifi-
zierung – mit allen daraus resultierenden arbeits-
marktpolitischen und sozialen Folgen.
Schiefer Vergleich
Das duale Berufsausbildungssystem hat wegen
der Diskussionen um die Reform der Hochschu-
len etwas an öffentlicher Aufmerksamkeit ver-
loren, obwohl es für die Bereitstellung qualifizier-
ter Arbeitskräfte in der Schweiz absolut zentral
ist. Qualifizierungsanstrengungen auf mittlerer
Anforderungsstufe werden von der klassischen
Facharbeiterausbildung dominiert, die durch die
Meister- und Technikerausbildung ergänzt und
abgerundet wird. Solche formalisierten Qualifizie-
rungswege konnten sich im angelsächsischen und
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französischen Sprachraum nicht durchsetzen.
Dort wird zur beruflichen Qualifizierung auf ein
mehr oder weniger systematisches Anlernen und
auf eine bedarfsabhängige, eng umrissene Weiter-
bildung gesetzt. Während deutsche oder schwei-
zerische Unternehmen die Vorzüge ihrer vielfälti-
gen und qualitativ hochstehenden Ausbildung be-
tonen, verweisen englische, amerikanische oder
französische Firmen darauf, dass auch mit ihrem
Ausbildungssystem eine qualitativ hochstehende
Produktion möglich ist.
Briten, Amerikaner und Franzosen bemängeln
die hohen Kosten der dualen Ausbildung. Siedeln
sich vermehrt ausländische Unternehmen in der
Schweiz an, geht davon eine Gefahr für das duale
Ausbildungssystem aus. Die Kosten für Lehr-
werkstätten, für hauptberufliche Ausbildner und
für die Lehrlingslöhne sind im betrieblichen
Rechnungswesen gut zu erfassen, ihre Höhe
jedoch ist, etwa einer amerikanischen Mutter-
gesellschaft, kaum zu vermitteln. Dies bringt
deutsche oder schweizerische Tochterfirmen von
ausländischen Muttergesellschaften regelmässig
unter einen Rechtfertigungsdruck. Die Erhaltung
historisch gewachsener Ausbildungskapazitäten
wird unter diesen Umständen immer schwieriger.
Abgesehen davon, dass ein Abbau von Ausbil-
dungskapazitäten die ohnehin schwierige Arbeits-
marktsituation von Jugendlichen noch verschärft,
fällt auch aus einer betriebswirtschaftlichen Per-
spektive die Ablösung der dualen Ausbildung
durch eine stärker bedarfsorientierte Weiterbil-
dung nicht vorteilhaft aus. Vergleichende Analy-
sen betrieblicher Bildungsstrategien zeigen, dass
französische oder auch englische Unternehmen
zwar durchaus in der Lage sind, durch systemati-
sche Weiterbildung und Job-Rotation einen qua-
lifizierten Stamm an Facharbeitern heranzubil-
den. Insofern sind sie mit schweizerischen und
deutschen Unternehmen vergleichbar. Die durch
Weiterbildungsteilnahmen verursachten Lohnkos-
ten sind jedoch nicht mit den Lehrlingslöhnen
vergleichbar. Während etwa deutsche Lehrlinge
mit einem Lohn entschädigt werden, der bei
maximal einem Drittel des entsprechenden Fach-
arbeitergehaltes liegt, wird im Rahmen von Wei-
terbildungsteilnahmen in Frankreich und England
typischerweise das volle Facharbeitergehalt ge-
zahlt. Allerdings ohne dass diese Kosten als Bil-
dungskosten verbucht würden. Dabei ist noch
nicht einmal berücksichtigt, dass unsere Lehrlinge
im Verlauf der Ausbildungszeit immer produkti-
ver werden und Erträge erwirtschaften.
Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass deutsche
oder schweizerische Firmen im Rahmen der dua-
len Ausbildung häufig hauptberufliche Ausbild-
ner einsetzen. Französische Unternehmen arbei-
ten dagegen mit einer grösseren Zahl von Teilzeit-
Ausbildnern, die im Rahmen ihrer Tätigkeit einen
geringen Teil der Arbeitszeit auf das Anlernen un-
erfahrenerer Arbeitskräfte verwenden. In der
Summe unterscheiden sich die Kapazitäten der
Ausbildner zwischen deutschen und französi-
schen Unternehmen kaum. Allerdings werden die
Lohnkosten der Lehrmeister nur in der schweize-
rischen und deutschen Variante als Bildungsauf-
wendungen verbucht. Ein oberflächlicher Ver-
gleich der Bildungskosten führt demnach zu
einem falschen Schluss. Die Forderung, die duale
Ausbildung in der Schweiz und Deutschland auf-
zugeben und stattdessen den angelsächsischen
Qualifizierungsstrategien zu folgen, beruht auf
diesem schiefen Vergleich. Damit werden auch
Vorschläge zur Reduktion der Ausbildungsplätze,
zur Verkürzung der Ausbildungszeiten, zur Flexi-
bilisierung der Inhalte und zur Herabsetzung der
Berufsschulanteile begründet.
Kostendeckende Lehrlingsausbildung
Die referierten Forschungsergebnisse machen
jedoch deutlich, dass in der Schweiz ein Abbau
effizienter Qualifizierungsstrategien stattfinden
wird, falls diesen Forderungen nachgegeben wird.
Die Schweiz würde so leichtfertig einen entschei-
denden Wettbewerbsvorteil vergeben. Das Deut-
sche Institut für Berufsbildung hat erstmals ver-
sucht, den langfristigen Nutzen der dualen Aus-
bildung präzis zu erfassen. Zunächst zeigt sich,
dass den Betrieben zwar durch ein Ausbildungs-
verhältnis hohe Bruttokosten entstehen (im
Durchschnitt über alle Branchen und Berufe hin-
weg mehr als 16 000 € pro Jahr). Allerdings lie-
gen die Nettokosten nach Abzug der von den
Auszubildenden eingebrachten produktiven Ar-
beitszeit schon nur noch bei 8700 €. Unter Be-
rücksichtigung des zusätzlichen Nutzens durch
eingesparte Rekrutierungskosten, eine bessere
Personalselektion, ein geringeres Fehlbesetzungs-
risiko, geringere Einarbeitungszeiten und einen
Imagegewinn am Arbeitsmarkt liegen die verblei-
benden Kosten nahe bei null oder sind sogar
negativ. Eine entsprechende Parallelstudie wurde
für die Schweiz an der Universität Bern durch-
geführt. Erste Ergebnisse sollten bald vorliegen.
Das duale Ausbildungssystem stellt weiterhin
einen Wettbewerbsvorteil für die Schweiz dar. Er
beruht auf zwei Pfeilern. Zum einen auf einem
ausgeklügelten System an institutionellen Rah-
menbedingungen mit Mechanismen zur Standar-
disierung und Weiterentwicklung von Ausbil-
dungsgängen. Zum anderen auf einer darauf ab-
gestimmten Strukturierung interner und externer
Arbeitsmärkte und der an diesen Märkten heraus-
gebildeten Löhne. Diese tragen wiederum zur
nachhaltigen Attraktivität des Systems auch bei
talentierten Jugendlichen bei, was die Akzeptanz
bei den Betrieben fördert und ihr Engagement
sicherstellt. Eine Vielzahl von Versuchen zur
Nachahmung der dualen Ausbildung im Ausland
belegt, dass ein solches System nur sehr schwer
oder gar nicht aus dem Stand herzustellen ist. Es
sollte deshalb eine vorrangige bildungspolitische
Aufgabe sein, die Funktionsfähigkeit des dualen
Systems sicherzustellen. Die mit Nachdruck
vorangetriebene Neuentwicklung von Ausbil-
dungsgängen im IT-Bereich ist vor diesem Hin-
tergrund zu begrüssen. Entgegen einer weitver-
breiteten Ansicht erfreut sich nämlich die duale
Ausbildung auch in innovativen Firmen der
«New Economy» einer grossen Akzeptanz.
Zunehmendes Gewicht der Weiterbildung
Allerdings darf bei allem Lob nicht übersehen
werden, dass das duale Ausbildungssystem an
seine Grenzen stösst. Und zwar insbesondere
dort, wo durch zunehmenden technischen Fort-
schritt das Wissen der Belegschaft immer schnel-
ler veraltet, wo auf Grund demographischer Ver-
änderungen eine Erneuerung des Wissensbestan-
des nicht über Neueinstellungen zu realisieren
sein wird und wo wegen Produkt- oder Prozess-
innovationen die Grenzen des arbeitsplatznahen
Lernens einfach überschritten werden. Vor die-
sem Hintergrund werden ein wesentlicher Wett-
bewerbsfaktor in der Zukunft die betriebliche
Weiterbildung und die Bereitschaft zu lebens-
langem Lernen sein. Dies schlägt den Bogen zu-
rück zur Diskussion über die Öffnung der Hoch-
schulen.
In einem differenzierten Hochschulwesen muss
der Weiterbildung mehr Platz eingeräumt werden.
Duale Ausbildungen dürfen keine praxisnahen
Sackgassen sein. Sie müssen durch attraktive Wei-
terbildungsmassnahmen ergänzt werden und mit
dem Angebot von Hochschulen verknüpft sein.
Solche Angebote sollten in gut strukturierte, kurze
Studienabschnitte gegliedert werden. Sie sollten
dem Arbeitnehmer und -geber eine ausreichende
Orientierung bieten und damit die Funktions-
fähigkeit des externen Arbeitsmarktes unterstüt-
zen. Unterschiedlichen Lernfähigkeiten und -ge-
schwindigkeiten sowie Lebenskonzepten gilt es
bei der Ausgestaltung eines breit gefächerten Wei-
terbildungssystems inklusive eines differenzierten
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Hochschulangebots ebenfalls Rechnung zu tra-
gen. In England wird dieser Ansatz mittels der
sogenannten Open University verfolgt. Diese
Wege könnten dann auch von der zunehmenden
Zahl von Jugendlichen genutzt werden, die heute
nach der obligatorischen Schulzeit nicht mehr be-
reit sind, auf Konsum zu verzichten, um in Bil-
dung zu investieren. Besinnen sie sich später
eines Besseren, könnten sie auf den skizzierten
Pfaden doch noch den Anschluss an die Wissens-
gesellschaft schaffen.
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Die Autorin
cei. Entscheidungen in der betrieblichen Personal-
politik kranken oft daran, dass sie zu sehr durch eine
buchhalterische oder psychologische Sicht geprägt sind.
Diese Beobachtung motivierte Uschi Backes-Gellner,
die Autorin der «Themen und Thesen» dieses Monats,
sich der personalökonomischen Forschung zuzuwen-
den. Die Personalökonomie betrachtet Mitarbeiter nicht
als reine Kostengrössen, sondern als «Kapitalgut», das
es zu hegen und zu pflegen gilt – im ureigensten Inter-
esse der Unternehmen. Die 1959 geborene Backes-Gell-
ner hat in Trier Betriebs- und Volkswirtschaft studiert,
dort 1987 auch promoviert und 1995 habilitiert. Zwi-
schen 1988 und 1995 war sie als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin am Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbezie-
hungen in der Europäischen Gemeinschaft tätig. In die-
ser Zeit vertiefte sie ihr Fachwissen mit Abstechern an
die Northwestern University in Chicago, an die Univer-
sity of California in Berkeley und an die Cornell Univer-
sity in Ithaca, New York. Zusammen mit der Galions-
figur der Personalökonomie, dem Stanford-Ökonomen
Edward Lazear, verfasste sie das deutsche Standardwerk
in diesem Gebiet. Bis Juli 2002 war die Mutter eines elf-
jährigen Sohnes Professorin für allgemeine Betriebswirt-
schaftslehre und Personalwirtschaftslehre in Köln. An-
schliessend folgte Backes-Gellner einem Ruf an die Uni-
versität Zürich. Sie ist Mitglied der fünfköpfigen Exper-
tenkommission des Deutschen Bundestages zur Finan-
zierung lebenslangen Lernens, Herausgeberin der «Zeit-
schrift für Betriebswirtschaft» und Vorsitzende des bil-
dungsökonomischen Ausschusses des Vereins für So-
cialpolitik.
Uschi Backes-Gellner
(Bild pd)
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